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Bonn, den 3. Juni 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Hilfsorganisationen in Katastrophenfällen 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktionen der SPD, FDP 
— Drucksache VI/742 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregie- 
rung wie folgt: 


In den letzten Wochen und Monaten haben sich im In- und Aus- 
land Katastrophen ereignet, die die Bedeutung von Vorsorge- 
maßnahmen zum Schutz der Bevölkerung im Frieden deutlich ge- 
macht haben. 

Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Ergeben sich aus diesen Erfahrungen für Organisation und 
Ausrüstung Folgerungen? 

1. Aus den Erfahrungen bei den schweren Naturkatastrophen, 
wie sie in letzter Zeit zu beklagen sind, läßt sich eine Reihe 
wertvoller Erkenntnisse zur Katastrophenabwehr gewinnen: 

1.1 Das gesamte Potential des Katastrophenschutzes bei 
Bund, Ländern, Gemeinden und privaten Hilfsorgani- 
sationen muß zusammengefaßt und einheitlich einge- 
setzt werden können. Damit hat sich die Konzeption des 
einheitlichen Katastrophenschutzes für Frieden und 
Verteidigungsfall, die dem Gesetz über die Erweite- 
rung des Katastrophenschutzes (KatSG) zugrunde liegt, 
bereits bestätigt und bewährt. 

1.2 Sinnvoll koordinierter Einsatz erfordert einheitliche 
Leitung aller verfügbaren Kräfte am Schadensort. Die 
danach zweckmäßige Organisation des Katastrophen- 
schutzes auf Kreisebene mit Aufsichts- und Weisungs- 
befugnissen des Hauptverwaltungsbeamten entspricht 
den Bestimmungen des KatSG. 
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1.3 Für Katastrophenhilfe im Ausland und wenn Katastro- 
phen im Inland Heranführung überörtlicher Kräfte 
durch den Bund erfordern, bedarf es zentraler Leitung. 
Ich habe deshalb die Bildung eines Katastrophenstabes 
im Bundesministerium des Innern angeordnet. In ihm 
sind die beteiligten Ressorts und Hilfsorganisationen 
vertreten. Im BzB ist ein Einsatzstab für Durchführung 
von Hilfsmaßnahmen aus dem Bundespotential einge- 
richtet worden. Beide Stäbe werden im Katastrophen- 
fall von mir sofort einberufen. 

1.4 Besonders für die Bekämpfung von Großkatastrophen 
hat es sich als notwendig erwiesen, daß die verschie- 
denen Einsatzeinheiten nach Gliederung, Ausrüstung 
und Ausbildung im Einsatzwert vergleichbar sind. Orga- 
nisation, Ausrüstung und Ausbildung der verschiedenen 
Hilfsorganisationen und Einheiten müssen daher mög- 
lichst aufeinander abgestimmt werden, wie § 5 Abs. 2 
KatSG es schon für die Ausrüstung fordert. Für die 
Gliederung und die Ausbildung ist die Abstimmung in 
den zusammen mit den Ländern erarbeiteten Entwürfen 
der Durchführungsvorschriften zum KatSG vorgesehen. 

Diese Vorschriften werden kurzfristig vorgelegt. 

1.5 Die Ausrüstung der Einheiten nach den vorliegenden 
Programmen muß beschleunigt, teilweise — so etwa mit 
Wasserschutzbekleidung — auch vervollständigt wer- 
den. Der Fortschritt hängt von der Verstärkung der 
Haushaltsmittel ab. Hierauf werde ich unter 2. noch 
eingehen. 

1.6 Darüber hinaus haben die Erfahrungen gezeigt, daß es 
erforderlich ist, 

1.6.1 für die Versorgung der Bevölkerung mit Wasser 
bewegliche Wasseraufbereitungsanlagen vorzu- 
sehen, 

1.6.2 neben der eigentlichen Ausrüstung der Einsatz- 
einheiten bestimmte Hilfsmaterialien — wie Not- 
stromaggregate, Pumpen, Sandsäcke, Boote — zu 
beschaffen und zentral in Gebieten zu lagern, die 
für Katastrophen verschiedener Art besonders an- 
fällig sind, um sie jederzeit schnell an Gefahren- 
punkte heranführen zu können. 

Aus diesen Erfahrungen die notwendigen Folgerungen für 
den Katastrophenschutz im Frieden zu ziehen, obliegt nach 
der grundgesetzlichen Aufgaben- und Lastenverteilung in 
erster Linie den Ländern. Doch gelten die aufgezeigten Not- 
wendigkeiten auch für den Bereich, für den der Bund die 
Verantwortung trägt, d. h. den Schutz der Bevölkerung im 
Verteidigungsfall; Erfordernis und Möglichkeit der Hilfe 
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sind in beiden Fällen vergleichbar. Deswegen kennt das 
KatSG für Organisation, Ausrüstung und Einsatz der Hilfs- 
dienste keinen Unterschied mehr zwischen Vorsorge für 
Frieden und Verteidigungsfall. Im einheitlichen Katastro- 
phenschutz sind die gewonnenen Erkenntnisse daher auch 
richtungsweisend für die Maßnahmen, zu denen das KatSG 
den Bund verpflichtet: Was für den Katastrophenschutz ins- 
gesamt getan wird, kommt dem Schutz der Bevölkerung im 
Frieden und im Verteidigungsfall gleichermaßen zugute. 


2. Was geschieht, um den Stand der Katastrophenorganisationen 
zu halten bzw. auszubauen? 

2. Der Leistungsstand der Katastrophenschutzorganisationen 
wird bestimmt durch die einsetzbaren Helfer und die ver- 
fügbare Ausrüstung. 

2.1 Verantwortungsbewußte Hilfsbereitschaft der Bürger 
unseres Staates ist auch heute in genügendem Maße 
vorhanden. Die Bereitschaft, als freiwillige Helfer aktiv 
im Katastrophenschutz mitzuwirken, ist aber abhängig 
davon, daß auch die materiellen Voraussetzungen für 
sinnvollen, effektiven Dienst geschaffen und die Formen 
der Mitwirkung angemessen gestaltet werden. 

Günstig wirkt sich auf den Helferbestand die Möglich- 
keit aus, Dienst im Katastrophenschutz statt des Wehr- 
dienstes zu leisten (§ 8 Abs. 2 KatSG). Es bleibt zu hof- 
fen, daß sich in den kommenden Jahren über neue Ver- 
einbarungen zwischen meinem Hause und dem Bundes- 
minister der Verteidigung der Raum für die Freistel- 
lungen — sowohl nach ihrer Zahl, wie nach den in 
Betracht kommenden Berufsgruppen — erweitern läßt; 
um so mehr, als damit auch dem Gedanken der Wehr- 
gerechtigkeit Rechnung getragen wird. 

2.2 Wesentlich kommt es darauf an, ob und in welchem 
Umfang geeignete Ausrüstung zur Verfügung steht; sie 
ist nicht nur für die Leistungsfähigkeit der Einheiten, 
sondern ebenso wie zielbewußte, moderne Ausbildung 
auch für Leistungsbereitschaft der Helfer von Bedeu- 
tung. > 

Auf diesen Bereich müssen sich die Bemühungen kon- 
zentrieren. Das KatSG verpflichtet hier den Bund, sei- 
nen Anteil am einheitlichen Katastrophenschutz in aus- 
reichendem Maße zu erfüllen. Ein mehrjähriges Ver- 
stärkungsprogramm ist in meinem Flause entwickelt 
worden. Den Rahmen setzen die verfügbaren Haushalts- 
mittel. Ihre Verstärkung hat die Bundesregierung in 
dem Bericht über die Möglichkeiten der Verstärkung 
der zivilen Verteidigung grundsätzlich beschlossen, der 
dem Hohen Haus als Drucksache VI/386 vorliegt. Sie 
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hat darin ferner betont, daß sie den durch freiwillige 
Helfer zu erfüllenden Aufgaben besondere Aufmerk- 
samkeit widmen wird. 


3. Was kann geschehen, um die Bereitschaft der Staatsbürger zur 
Mitarbeit in freiwilligen Hilfsorganisationen zu sichern und 
zu fördern? 


3. Die vorhandene Bereitschaft seiner Bürger zur Mitarbeit 
im Katastrophenschutz zu sichern und zu fördern, ist das 
besondere Anliegen des Staates. 

3.1 Katastrophenschutz ist eine öffentliche Aufgabe. Wenn 
der Staat die freiwillige, unentgeltliche und oft mit 
erheblichen persönlichen Opfern verbundene Hilfsbe- 
reitschaft der Bürger in Anspruch nimmt, schuldet er 
ihnen nicht nur Dank und Anerkennung; er ist viel- 
mehr gehalten, geeignete Maßnahmen zu ergreifen, 
um 

— sie in die Lage zu versetzen, die Aufgaben im Kata- 
strophenschutz wirksam zu erfüllen 

— die Bedingungen des Dienstes im Katastrophenschutz 
angemessen zu gestalten. 

3.2 Auch unter diesen Gesichtspunkten steht die Verbesse- 
rung von Ausrüstung und Ausbildung im Vordergrund. 

3.3 Daneben wird es aber darauf ankommen, beispielsv/eise 
geeignete Unterkünfte zu schaffen (Möglichkeiten der 
Kameradschaftspflege zu verbessern), wie auch materi- 
elle Einbußen des Helfers, die er durch den Dienst er- 
leidet, (entweder auszuschließen oder wenigstens) 
schnell und wirksam auszugleichen. 

3.4 Nicht zuletzt wird der Einsatz der Helfer im Katastro- 
phenschutz verstärkt in das Bewußtsein der Öffentlich- 
keit und der Verwaltung zu bringen sein. Der Helfer 
muß jederzeit das Gefühl haben, daß sein Dienst nicht 
einfach hingenommen wird, sondern daß er der Unter- 
stützung durch Staat und Öffentlichkeit sicher sein kann. 


Gensdier 
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